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Es gibt keinen Sozialismus 
ohne Demokratie 

Von Josef Hindels t 

Unmittelbar vor Drucklegung der vorliegenden Ausgabe erreichte uns die schmerzliche Nachricht vom Tod unseres Genossen 
Josef Hindels am 10. Februar 1990. Nachstehend veröffentlichen wir den Text eines Briefes, den Genosse Hindels an den Bun­
desvorstand der Freiheitskämpfer gerichtet hat und der in der Sitzung vom 26. Jänner 1990 verlesen wurde: 

Was wir in der letzten Zeit im Osten erlebt haben, ist ein gewaltiges Ereig­
nis. Was im Osten zugrunde gegangen ist, das ist nicht der Sozialismus. Was 
im Osten zugrunde gegangen ist, das war eine Entartung des Sozialismus, 
auf die gerade wir Sozialdemokraten seit vielen Jahren aufmerksam ge­
macht haben. Und es ist daher ein katastrophaler Fehler, vor dem ich jeden 
Einzelnen warnen- möchte, von einer Niederlage des Sozialismus zu spre­
chen. Nicht der Sozialismus hat eine Niederlage erlitten, sondern eine be­
stimmte Entwicklung des Sozialismus, vor der wir immer gewarnt haben. 

Ich habe nachgelesen, was ich zum 
Beispiel in den fünfziger Jahren bei ver­
schiedenen Veranstaltungen der Frei­
heitskämpfer gesagt habe. Natürlich wä­
re es ein Unsinn, zu behaupten, ich hätte 
das, was eingetreten ist, vorausgesagt. 
Das hat niemand vorausgesagt und vor­
aussagen können. Aber ich habe damals 
- und das kann jeder nachlesen - ge­
warnt vor dem kommunistischen Weg.
Ich habe die Meinung vertreten - und
ich war nicht der einzige -, daß der So­
zialismus nicht mit Gewalt verwirklicht
werden kann. Ich habe die Meinung ver­
treten, daß Sozialismus und Demokratie
zusammengehören, daß es einen Sozia­
lismus ohne Demokratie vielleicht kurze
Zeit geben, aber daß er nicht auf Dauer
bestehen kann. Und leider hat sich diese
Voraussage in einer Form erfüllt, wie wir
es alle nicht erwartet haben.

Warum ich mich zu Wort melde ist, um 
euch zu sagen: verwechselt nicht, was 
jetzt im Osten geschehen ist, mit dem 
Sozialismus. Der Sozialismus ist, histo­
risch gesehen, wesentlich älter als das, 
was jetzt im Osten geschehen ist. Den 
Sozialismus hat es bereits in der Zeit vor 
der Russischen Revolution gegeben, in 
einer Zeit, in der die Probleme, die dann 
die Russische Revolution aufgestellt hat, 

noch gar nicht vorhanden waren. Und es 
hat immer wieder die Meinung gegeben, 
ihr könnt sie nachlesen bei unseren gro­
ßen Denkern: es gibt keinen Sozialismus 
ohne Demokratie! 

Und bitte, das möchte ich euch beson­
ders ans Herz legen, tut Otto Bauer nicht 
unrecht. Es ist wahr, daß Otto Bauer sich 
große Hoffnungen auf die Russische Re­
volution gemacht hat. Das kann und soll 
man nicht leugnen. Aber es ist ebenso 
wahr, daß Otto Bauer gewarnt hat vor 
einem Weg, der versucht, ohne Demo­
kratie zum Sozialismus zu kommen. Und 
wir, als Schüler Otto Bauers, müssen 
insbesondere den Jungen erklären: Otto 
Bauer ist niemals für einen Sozialismus 
ohne Demokratie eingetreten. Wer das 
behauptet, kennt Otto Bauer nicht. Otto 
Bauer hat nur gemeint, daß in einem 
Land von der kolossalen Rückständig­
keit Rußlands, es vielleicht möglich sein 
wird, erste Schritte zum Sozialismus, 
auch unter nicht-demokratischen Ver­
hältnissen, zu gehen. Otto Bauer hat in 
den letzten Jahren seines Lebens daran 
immer mehr gezweifelt und immer mehr 
hervorgehoben: Es gibt ohne Demokra­
tie keinen Sozialismus! 

Josef Hindels 

10. Jänner 1916

10. Februar 1.990

(Aufnahme vom 1. November 1988, 
Foto: Hans Waschek) 
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Im Gedenken an Josef Hindels 
Der Schweigemarsch der Freiheits­

kämpfer am 10. Februar 1990 zum 
Mahnmal der Opfer des Faschismus auf 
dem Wiener Zentralfriedhof stand unter 
dem erschütternden Eindruck des Todes 
unseres Genossen Josef Hindels, der in 
den frühen Morgenstunden nach länge­
rer Krankheit verstorben ist. 

Gen. Nedwed bei seiner Gedenkansprache vor dem Mahnmal für die Opfer 
des Faschismus: Weiter im Sinne von Josef Hinde/s. 

,,Mit Josef Hindels verliert die soziali­
stische Bewegung einen Intellektuellen, 
der als Gewerkschafter und Publizist, als 
Bildungsfunktionär, besonders in der 
ideologischen Arbeit Hervorragendes 
geleistet hat", würdigte Abgeordneter 
Genosse Ernst Nedwed in seiner Rede 
beim Mahnmal den Verstorbenen. Hin­
dels hat vor allem den Kampf gegen den 
Neofaschismus, gegen Antisemitismus 
und Fremdenfeindlichkeit und vor allem 
gegen die in der letzten Zeit von den 
Rechtsextremisten immer wieder ver­
suchte Leugnung und Bagatellisierung 
der Naziverbrechen geführt, stellte Ned­
wed fest und erinnerte daran, daß Josef 
Hindels in den letzten Jahren beim 
Marsch der Freiheitskämpfer jeweils die 
Gedenkrede gehalten hat. Dabei sei 

(Foto: Hans Waschek) 

immer zu grundsätzlichen und aktuellen 
Fragen zum antifaschistischen Kampf 

Vor 45 Jahren 
Stellung genommen worden. Es sei im 
Sinne von Josef Hindels, wenn diese 
Tradition fortgesetzt wird, sagte Ned­
wed. 

wurde das KZ Auschwitz befreit Die .klare Haltung von Bundeskanzler 
Vranitzky gegen jede Form von Antise-

Am 27. Jänner 1945, also vor 45 Jah­
ren, wurde das Konzentrationslager 
Auschwitz, die größte NS-Vernichtungs­
stätte, von sowjetischen Truppen befreit. 
Aus diesem Anlaß fand am 24. Jänner 
1990 im Alten Rathaus in Wien eine Ge­
denkveranstaltung statt, zu der die La­
gergemeinschaft Auschwitz, die Ge­
werkschaftsjugend und die Hochschü­
lerschaft eingeladen hatten. 

Die Thematik sollte bei dieser Veran­
staltung nicht rückwärtsgewandt behan­
delt werden, sondern gegenwarts- und 
zukunftsbezogen. So warnte der Vorsit­
zende der Gewerkschaftsjugend, Gerald 
Gerstbauer, eindringlich vor dem auch 
heute wieder vorhandenen Rechtsextre­
mismus, vor Rassenhaß und Fremden­
feindlichkeit. Und er erinnerte an die Rol­
le der Massenarbeitslosigkeit in den 
dreißiger Jahren, die von der NS-Propa­
ganda für ihre verderblichen Ziele aus­
genützt wurde. Abgesehen von den 
menschlichen Aspekten müsse man aus 
grundsätzlichen · Erwägungen gegen 
eine neuerliche Massenarbeitslosigkeit 
auftreten und eine Zweidrittelgesell­
schaft verhindern. Gerstbauer unter­
strich auch die Notwendigkeit der Dis­
kussion zwischen den Generationen und 
der Vermittlung von Zeitgeschichte an 
den Schulen. Die zweite Sprecherin der 
jungen Generation, Susanne Kowarc, 

mitismus, des Rechtsextremismus undumriß die vielen Wege, die nach Ausch- großdeutscher Tendenzen komme auch 
witz geführt haben: Antisemitismus, in der Ablehnung jeglicher zusammen­Rassenhaß, Herrschaftsideologie usw. arbeit mit der FPO unter Jörg Haider zumDie Atmosphäre der Geschehnisse Ausdruck. Die vielen „Ausrutscher", die
vor 45 Jahren wurde von dem Zeitzeu- es in der FPDÖ in der letzten Zeit gege­gen Dr. Franz Danimann vermittelt. Er ben habe, seien ausreichend dokumen­schilderte die letzten Tage von Ausch- tiert. Als Skandal sei nach wie vor daswitz, das Morden der SS bis zum Schluß, Grenzlandjahrbuch 1989 zu bezeich­die Todesmärsche bei der Evakuierung nen, von dem sich Jörg Haider al!> Partei­
und schließlich die Befreiung des Lagers vorsitzender und auch die FPO-Parla­durch sowjetische Truppen. mentsfraktion trotz Vorhaltungen im Na-Namens der Hochschülerschaft wur- tionalrat nie distanziert habe. ,,Das Ver­de die Veranstaltung, an der unter den haltensmuster bei Aufdeckungen vonEhrengästen auch diplomatische Vertre- ,braunen Rülpsern' durch die Medien,ter von Israel und Polen teilnahmen, von wie zum Beispiel in den Fällen von Hel­Thomas Stern begrüßt. Ein Begrüßungs- mut Weiss, Raimund Wimmer und Peterschreiben hatte Alt-Bundespräsident Dr. Müller, ist immer das gleiche. Zuerst wirdKirchschläger gesandt. Der kulturelle von Menschenjagd gesprochen, dann
Teil der Veranstaltung wurde' von Kurt von Mißverständnissen, und zum Schluß
Schmidt, selbst Überlebender von müssen die angegriffenen FPÖ-Funktio­
Auschwitz und Mauthausen, bestritten, näre unter dem Druck der Offentlichkeitder einschlägige Gedichte zum Vortrag zurücktreten. (Der „Kämpfer" wird Josefbrachte. Im Rahmen der Veranstaltung Hindels in seiner Ausgabe 3/4 ausführ­kam auch ein sowjetischer Dokumentar-· lieh würdigen.)film über die Ereignisse in Auschwitz im 
Jänner 1945 zur Aufführung. In der Ver-

IJrie Mi,beiter: anstaltung wurde __ auch jener Öster- 11 &a 

reicherinnen und Osterreicher gedacht, 
die Auschwitz nicht überlebt haben, un­
ter ihnen Robert Danneberg, Luise 
Kautsky, Egon Schönhof, Heinrich Stei­
nitz, Alfred Klahr, Alma Maria Rose, Fritz 
Beda-Löhner, Grete Holm und Alfred 
Hammerschlag. 

An dieser Nummer unserer Zeitung 
haben folgende Genossinnen und Ge­
nossen mitgearbeitet: 
Dr. Herbert Berger, Dr. Franz Danimann, 
Herbert Exenberger, Ernst Frühauf, 
Josef Hin<;Jels t, Otto Skritek, Hans 
Waschek. 

Der sozialistische Kämpfer 



Nach der Wahl vom 14. Dezember 1989: 

Chile braucht weiter unsere SolidarifJt 
Wenn am 14. März 1990 Patricio Aylwin in Chile das Präsidentenamt über- hat. Patricio Aylwin hat wiederholt die 

nimmt, so geht für dieses Land eine sechzehnjährige Militärdiktatur zu Fortsetzung des d�rzeitigen ökonomi­
Ende. Die Wahlen vom 14. Dezember 1989 brachten der Opposition, die nur sehen Kurs�s zuges1che_rt und -�er_ unte_r­
einen einzigen Kandidaten aufstellte, den Christdemokraten Patricio legene Regierungskandidat Buchi h�t in

Aylwin, mit 55,2% schon im ersten Durchgang einen klaren Sieg. Hernan d�r. Wahlnacht beto�_t, daß er -��f diese

Büchi, Kandidat der Militärregierung und ihr früherer Finanzminister, er- �;�! des neu gewahlten Prasidenten

reichte nur 29,4%, der Rechtspopulist Errazuriz 15,4%. Nach dem Rückzug 
der Militärs aus der Regierung in Brasilien, Bolivien, Uruguay und Argenti- Die Militärdiktatur hat aber nicht nur 
nien und dem Sturz der Stroessner-Diktatur in Paraguay, war die internatio- eine _nie gekannte Blüte des Kapitali�­
nale Isolierung der Generäle in Chile komplett. Sie waren der letzte Hort der mus 1n Chile etabliert, sie hat auch dafur 
direkten Machtausübung im Sinne der Doktrin der „Nationalen Sicherheit", ��so_rgt, daß die Rahmenbedingungen

derzufolge ein interner Krien" gegen die weltweite marxistische Ag1nres- fur die kommende Regierung so g�stal-
• .. " :1 :1· tet sind, daß ein Verlassen des einge-

S/On gefuhrt und gewonnen werden mußte. 
schlagenen Kurses unmöglich er-

Mit dem Putsch vom 11. September 
1973, geführt von General Pinochet, 
eröffneten die Generäle diesen internen 
Krieg. Der Kriegszustand wurde ausge­
rufen, das Kriegsrecht eingeführt, 
Kriegsgerichte eingesetzt, alle linken 
Bewegungen und deren Anhänger zu 
Kriegsgegnern erklärt und mit dem Ein­
satz der vollen Feuerkraft bekämpft. 

Die Bilanz des Krieges 

Die Bilanz des Krieges : Zehntausende 
Tote, zum Teil im Widerstand gefallen, 
Opfer der Bombenangriffe, Hingerichte­
te, ermordete Kriegsgefangene, Folter­
opfer. Hunderttausende waren kürzer 

· oder länger inhaftiert, wurden mißhan­
delt, Millionen mußten ins Exil. Totale
Repression durch die Geheimdienste,
Zensur, Bücherverbrennung, weitge­
hende Zerschlagung der linken Parteien,
der Gewerkschaften und der Basisorga­
nisationen. Die sozialen Errungenschaf­
ten, die die breite Bevölkerung unter der
Regierung Allende erreicht hat, die Ver­
besserungen im Schulwesen, im Ge­
sundheitswesen und beim Einkommen 
wurden radikal abgebaut. 

Diese Bilanz hat auch eine „positive" 
Seite, eine „Haben-Seite" für die Kriegs­
gewinner: die 20% der Reichsten des 

Landes konnten ihren Anteil am Kuchen 
des Nationaleinkommens zwischen 
1968 und 1988 von 44,5 auf 60,4 % stei­
gern (Studie der Akademie des Christli­
chen Humanismus in Santiago), die 
obersten 10 Prozent allein seit 1978 von 
36,5 auf 46,8%. Zehn Prozent der Bevöl­
kerung verfügen derzeit über fast 50% 
des Volkseinkommens, während rund 
die Hälfte der Bevölkerung als arm ein­
gestuft wird, das heißt, daß diese Men­
schen ihre Grundbedürfnisse (Nahrung, 
Wohnung, Kleidung, Gesundheit, Erzie­
hung) nicht abdecken können, etwa 

15% davon gelten als „extrem arm", da 

ihr Einkommen nicht einmal für die Er­
nährung ausreicht, d. h. sie hungern. 

auf die pünktliche Rückzahlung der Aus­
landsschuld, auf eine geringe Inflation 
und einen ausgeglichenen- Staatshaus­
halt. Die traumhaft hohen Gewinnraten 
locken nach wie vor ausländische Inve­
storen an. Bankpaläste, Kaufhäuser, 
Autobahnen, eine blitzsaubere Metro 
und belebte Geschäftsstraßen inmitten 
von Büroburgen sind die Manifestatio­
nen und Denkmäler des gewonnenen 
Krieges. 

Blüte des Kapitalismus 

Der Kapitalismus in Chile ist von einer 
so ins Auge springenden Macht und Sta­
bilität, daß ihn das Militär derzeit weder 
i_n der Regierung noch auf der Straße 
verteidigen muß. Die Börsenkurse in 
Santiago haben auf die Wahl des·Kandi­
daten der Oppostion keineswegs nega­
tiv reagiert, es gab sogar leichte Kursan­
stiege, denn man vertraut darauf, daß 
die Parteienkoalition des Wahlsiegers 

„ein Klima des makroökonomischen 
Gleichgewichts und stabile Normen für 
die Auslandsinvestitionen" versprochen 

scheint. Der neuen Regierung sind die 
Hände weitgehend gebunden. Das be­
trifft die Wirtschaft, die Justiz, die Me­
dien, die Universitäten, die Verwaltung, 
das Parlament selbst und vor allem das 

Militär. 

Hier einige Beispiele: die Zentralbank, 
die in Chile die makroökonomischen 
Normen setzt, ist ab nun in ihren Ent­
scheidungen von der Regierung unab­
hängig, und Pinochet hat, allerdings in 
einem Kompromiß mit der Opposition, 
die neue Führungsgarnitur schon einge­
setzt. Das Kupfergeschäft wird von nun 
an nicht durch die Regierung, sondern 
auch von der Zentralbank getätigt (Kup­
fer ist der wichtigste Exportartikel), die 
staatliche Kupfergesellschaft GODEL­
CO wird ebenfalls von der Regierung un­
abhängig. Die Staatsbank, die Energie­
und Wasserversorgung, Post und Tele­
fon, Luftlinie und Metro wurden rasch 
noch privatisiert. In der Justiz wurden die 
an sich unabsetzbaren Obersten Richter 
noch schnell durch eine überhöhte Pen-

(Fortsetzung auf Seite 4) 

Die Kriegsgewinner verweisen auf das • 
hohe Wirtschaftswachstum, auf hohe In- Die Wahlnacht vom 14. Dezember 1989 in Chile: Das Volk feiert den Sieg über die
vestitionsraten, auf steigende Exporte, Dikatur des General Pinochet.
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(Fortsetzung von Seite 3) 
sion motiviert, in den Ruhestand zu ge­
hen und durch junge, unabsetzbare 
Richter, ausgewählt von Pinochet, er­
setzt. 

Sicherheitsfaktor Pinochet 
Ähnliche Fesseln wird die neue Regie­

rung auf jedem politischen Ge�iet vorfin­
den. Damit aber der neu gewahlte Kon­
greß nicht etwa auf die Idee kommt, die­
se Gesetze zu ändern, wurde vorge­
sorgt, daß im neu gewählte� ��rlam�nt 
keine ausreichende Mehrheit fur Veran­
derungen vorhanden ist. Durch ein 
Wahlgesetz, das die Opposition in mehr­
facher Hinsicht benachteiligt, wurde si­
chergestellt, daß die Opposition nur 72 
der 120 Sitie im Abgeordnetenhaus und 
nur 22 der 38 zu wählenden Senatoren 
erhielt. Dazu kommt, daß Pinochet wei­
tere neun Senatoren nominieren kann, 
wodurch die neue Regierung im Senat 
nicht einmal die einfache Mehrheit ha­
ben wird. Für die Änderung der meisten 
Gesetze ist außerdem eine 4/?- oder 2/s­
Mehrheit notwendig. 

Damit ist aber das von Pinochet für die 
Erhaltung des Ausbeutungskapitalis�us 
gespannte Sicherheitsnetz noch nicht 
komplett: der stärkste Sicherheitsfaktor 
ist er selbst, da er laut seiner Verfassung 
noch acht weitere Jahre Chef des Hee­
res bleiben kann, ebenso wie seine Kol­
legen in den anderen Waffengattungen, 
und kein neuer Präsident kann daran et­
was rütteln. Pinochet will sogar so weit 
gehen, jetzt noch schnell ein Gesetz zu 
beschließen, das dem Militär die volle 
Autonomie in personeller und budgetä­
rer Hinsicht garantiert, wogegen es aller­
dings bei seinen Juntakollegen Beden­
ken gibt. Pinochet sieht seine Aufgabe 
für die Zukunft darin, über die Fortset­
zung des von ihm eingeschlagenen We­
ges zu wachen und besteht daher da�­
auf, den Oberbefehl über das Heer wei­
ter zu behalten. 

Moralischer Sieg des Volkes 
Und doch ist das nicht alles, ging und 

geht nicht alles nach den Wünschen von 
Militär und Kapital. Chiles Volk hat viel 
Widerstand geleistet: 

In den langen Jahren der Diktatur ha­
ben die Chilenen Stein für Stein eine 
Barrikade errichtet, die zu überwinden 
selbst Panzern nicht möglich ist-Jedes 
Gedicht, jedes Lied, jede Mauerinschrift, 
jedes Flugblatt, jeder Artikel in Unter­
grundzeitschriften, jedes mutige Wort, 
jeder wie immer manifestierte Wille zur 
Freiheit; jede Geste der Solidarität, alles 
das hat den Widerstand ausgemacht, 
hat bewirkt, daß die Mehrheit des chileni­
schen Volkes immer mehr die Angst ver­
lor und ungemein viel Phantasie entwik­
kelte, um die kleinen Pfade zur Freiheit 
zu suchen. Es ist richtig, daß die Putschi­
sten viele Ziele erreicht haben, aber 
ebenso richtig ist es, daß es ihnen nicht 
gelungen ist, ihre Philosophie, ihre Sicht 
der Gesellschaft, der Mehrheit der Chile-

nen aufzudrängen. Ganz im Gegenteil, 
die hohe Glaubwürdigkeit, die die Mili­
tärs früher in Chile hatten, haben sie 
gründlich verspielt, sie kommen mit dem 
Märchen von der marxistischen Weltver­
schwörung nicht mehr an und sie waren 
weder imstande, die Mehrt:,eit an sozia­
les Unrecht zu gewöhnen noch an das 
Verbrechen gegen die Menschenre_chte 
als politische Maßnahme. So gesehen 
haben die Militärs eine schwere morali­
sche (keine machtpolitische) Niederlage 
erlitten, und diese Niederlage und der 
moralische Sieg des Volkes ist für die 
weitere Zukunft des Landes vielleicht 
doch das entscheidende Element. 

Aylwin und die Linke 
Der Sieg der Opposition bei den Präsi­

dentenwahlen kam nicht zuletzt deswe­
gen zustande, weil die Linke auf die No­
minierung eines eigenen Kandidaten 
verzichtet hatte. Aylwin hatte sich in der 
christdemokratischen Partei als Kandi­
dat durchgesetzt und wurde daher auch 
von der Koalition der 17 Parteien der 
„Concertaci6n por la Democracia",_ wo 
die Christdemokraten führen, akzeptiert. 
Da Aylwin _ 1973 zu jenen gehörte, die 
den Sturz Allendes begrüßt hatten, war 
es für die Linken nicht einfach, für ihn zu 
stimmen, aber die politische Vernunft 
siegte über das Gefühl, was insbesonde­
re durch die versöhnende Haltung der 
Witwe Allendes gefördert wurde. 

Keine gemeinsame Liste präsentierte 
die Opposition bei den Parlamentariern. 
Die Christdemokraten wollten nicht zu­
lassen, daß auf der gemeinsamen Liste 
auch Kommunisten aufscheinen. Die 
Folge war, daß die Kommunisten, ge­
meinsam mit den Links-Christen, dem 
MIR, den Radikalen der Gruppe Sule 
und den Almeyda-Sozialisten, die Wahl­
plattform PAIS gründeten und auf dieser 
Liste kandidierten. Diese Spaltung - auf 
Regierungs·seite gab es zwar auch meh­
rere Listen, aber die wichtigsten Parteien 
der Rechten, Renovaci6n Nacional und 
UDI kandidierten gemeinsam - brachte 
die Linke um einige Sitze. PAIS war ins­
gesamt, als Folge der Wahlgesetze, 
nicht recht erfolgreich, die Kommunisten 
erhielten überhaupt kein Mandat, ob­
wohl ihre Kandidaten in einigen Bezirken 
bis zu 20% erreichten. Die kommende 
Regierung wird also in erster Linie von 
der Concertaci6n getragen werden. Von 
linker Seite sind in diesem Bündnis die 
Radikale Partei (Mitglied der Sozialisti� 
sehen Internationale), die Sozialisten 
der Richtung Lagos und Arrate, die Al­
meyda-Sozialisten (die Vereinigung der 
beiden Tendenzen schreitet voran) und 
einige andere kleinere linke Parteien. 

Die neuen Herausforderungen 
Die neue gewählte Regierung steht in 

Chile vor zwei großen Herausforderun­
gen, erstens einen Weg zu mehr sozial�r 
Gerechtigkeit einzuschlagen und zwei­
tens Aufklärung zu schaffen über die 
Verbrechen gegen die Menschenrechte. 

Neben den vielen politischen Morden 
der ersten Jahre - es gibt übrigens be­
reits recht gute journalistische Recher­
chen und Publikationen dazu �- ist das 
Problem der „Verschwundenen" sicher­
lich das schwerwiegendste auf diesem 
Gebiet. Das kirchliche Vikariat der Soli­
darität, an dessen Archive das Regime 
im Frühjahr des vergangenen Jahres 
vergeblich heranzukommen versuchte, 
und die Organisation der Familienange­
hörigen haben 774 Fälle im Detail �elegt 
und bei Gerichten eingebracht. Die Ge­
samtzahl der „Verschwundenen" - Per­
sonen, die von Bewaffneten meist 
nachts aus den Häusern geholt wurden 
- wird auf rund 2500 geschätzt. Viele
Angehorige haben es nie gewag�_, zu den
Gerichten zu gehen, oder die Falle sind 
nicht ausreichend dokumentiert. 

500 politische Gefangene 
Derzeit gibt es in Chile etwa 500 politi­

sche Gefangene, d. h. Gefangene, die 
entweder auf Grund des Widerstandes 
gegen die Diktatur festgenommen wur­
den oder auch nur wegen einer Beleidi­
gung des Präsidenten u_nd ?er �ilit�_rs.
Die Concertaci6n beabs1cht1gt die mog-

. liehst rasche Freilassung aller politi­
schen Gefangenen, soweit sie nicht in 
Gewaltakte impliziert waren. Die ande­
ren sollen ein faires Verfahren vor einem 
Zivilgericht bekommen. PAIS hingegen 
will diese Unterscheidung nicht gelten 
lassen und beruft sich auf das Wider­
standsrecht gegen die Diktatur. Die 
Menschenrechtsorganisationen und 
einige linke Parteien stellen diese Forde­
rungen mit großem Nachdruck und beto­
nen daß es sich nicht um das Problem 
ein;elner handelt, sondern um die Frage 
der Wahrheit und der Gerechtigkeit in 
einem Staat, um das gute oder schlechte 
Gewissen für die Zukunft des Landes. 

In den kommenden schwierigen Jah­
ren wird die internationale Solidarität tat­
kräftig mithelfen müssen. Nichts wär� 
falscher, als jetzt zu meinen, der Fall Chi­
le wäre erledigt und man könne sich aus 
der Solidarität mit Chile abmelden. Frei­
lich wird diese Solidarität nun anders ge­
staltet werden müssen als bisher, und es 
ist an der Zeit, daß darüber bei uns die 
Diskussion einsetzt. 

Widerstand im 
zweiten Weltkrieg 

Im Sommersemester 1990 findet 
an der Wiener Universität die Fortset­
zung der viel beachteten Vorlesun­
gen von Univ.-Doz. Dr. H_erbert �tei­
ner über „Widerstand ,m Zweiten 
Weltkrieg" statt. Ab Mittwoch, 
7. März 1990, jeden Mittwoch um 
9.15 Ohr im Hörsaal 41 der Universi­
tät, Dr.-Karl-Lueger-Ring 1.

Alle Interessenten sind d_azu herz­
lich eingeladen. 

.Der sozialistische Kämpfer 
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NEUES VON RECHTS V 

Eine verdrängte Seite der FPÖ? 
In mehreren Fällen zeigte sich ab dem 

Bedenk- und Gedenkjahr 1938/1988 der 
wahre Charakter der FPÖ. Da hilft auch 
nicht eine „Argumentationshilfe pro und 
kontra FPÖ", die vom „Freiheitlichen Bil­
dungswerk" im Jahre 1989 herausge­
bracht wurde. Streng getrennt aufgeli­
stet werden hier die Argumente für Sy�­
pathisanten und für Gegner der FPO. 
Gegnern sollen FPÖ-Funktionäre etwa 
auf den Vorwurf des Antisemitismus in 
der FPÖ mit dem Hinweis auf antisemiti­
sche Äußerungen von ÖVP-Funktionä­
ren entgegnen. Für FPÖ-Sympathisan­
ten schlägt das „Freiheitliche Bildungs­
werk" folgende Antwort vor: Zunächst 
einen Hinweis auf das FPÖ-Programm 
mit Religionsfreiheit und dann kommt ein 
Satz, der mehrmals gelesen werden 
muß: ,,Keine antisemitischen Äußerun­
gen irgendeines FPÖ-Funktionärs." 

Wir erinnern nur an die Mitorganisie­
rung des Freiheitlichen Akademikerver­
bandes für die provokante Vortragsreise 
des bekannten rechtsextremen Leug­
ners.der Gaskammern in den Konzentra­
tionslagern, David lrving, an das „Kärnt­
ner Grenzlandjahrbuch 1989" der Kärnt­
ner FPÖ, an den FPÖ-Bundesrat Hel­
muth Weiss, an den Vorsitzenden der 
FPÖ Linz-Land, Raimund Wimmer, an 
den FPÖ-Ortsparteiobmann von Bad 
St. Leonhard, Peter Müller. Aber der 
Reihe nach. 

Eine unglaubliche Verherrlichung von 
Hitler und Nazideutschland findet sich in 
dem von der Landesleitung Kärnten der 
FPÖ herausgegebenen „Kärntner 
Grenzlandjahrbuch". Nur ein Zitat dar­
aus: ,,Fahnen, Uniformen, Lieder, 
Sprechchöre, marschierende Kolonnen: 
sie bedeuteten nicht mehr Streit und 
Straßenschlachten, Bürgerkrieg; sie be­
deuteten Einigkeit, Jubel, Feier, Frie­
de . . .  Wieso alles so anders gekommen 
war, woher es kam, darauf gab es nur 
eine Antwort: Adolf Hitler, der Führer!" 
Vergeblich forderte Genosse Edgar 
Schranz die FPÖ zu einer Distanzierung 
auf . 

Erst nach konsequenten antifaschisti­
schen Protesten trat der FPÖ-Bundesrat 
und vorgesehene Nationalratsabgeord­
nete Helmuth Weiss aus Krems - 1977 
fand er nur abfällige Bemerkungen über 
Admiral Canaris und den deutschen Wi­
derstand und bezweifelte ebenfalls die 
Gaskammern in Konzentrationslagern 
von seinen Funktionen zurück. 

Im Amt ist noch der FPÖ-,,Vordenker" 
Raimund Wimmer, über den Herr Haider 
meint: ,,So etwas wie der Vater der politi­
schen Erneuerung dieser FPÖ seit 
1986" sei der Obmann von Linz-Land. 
Gleichzeitig bedankte sich Haider bei 
Wimmer: ,,Dir, lieber Raimund, herzli­
chen Dank, du hast eine gute Tat ge­
legt." Eine fragwürdige Tat legte dieser 
Herr Wimmer am 9: November 1989. Auf 
die Frage einer ORF-Mitarbeiterin mein­
te der „Vordenker": ,,Hier 50.000 Juden 
anzusiedeln, wie ich das gehört habe 
von Zilk, das ist unmöglich. Der kennt die 
Juden nicht. Ich war im Krieg überall. Ich 
hab' sie in Galizien kennengelernt, ich 
hab' sie in Rußland kennengelernt. Die 
würden sich wundern, wenn die Peike­
lesjuden würden herumrennen in Wien." 

In die gleiche Kerbe schlug der Kärnt­
ner Ortsparteiobmann Peter Müller, der 
einem Journalisten gegenüber erklärte: 
„Wir bauen schon wieder Öfen, aber 
nicht für Sie, Herr Wiesenthal - Sie ha-

ben im Jörgl seiner Pfeife Platz!" Ein 
„Faschingsscherz", der vor drei, vier 
Jahren in einer Faschingsgilde �rzählt 
wurde, meinte der Kärntner FPO-Lan­
desgeschäftsführer Armin Kordesch zu 
dieser Äußerung seines Parteifreundes 
Peter Müller. 

Breite Proteste gegen diese antise­
mitischen Sudeleien erwirkten, daß Pe­
ter Müller sämtliche Fuktionen zurück­
legte. Die SPÖ-Abgeordneten Edgar 
Schranz, Brigitte Ederer und Ernst Ned­
wed richteten wegen dieser unglaubli­
chen Äußerung des FPÖ-Politikers Pe­
ter Müller an den Justizminister eine par­
lamentarische Anfrage wegen Verdach­
tes der nationalsozialistischen Wieder­
betätigung. Unsere Genossin Erna Mu­
sik, Überlebende von Auschwitz, forder­
te Jörg Haider auf, ,,sich über diese ge­
schmacklose und zynische Äußerung 
des Herrn Müller zu äußern". 

Diese wenigen Beispiele zeigen sehr 
deutlich, daß die Sozialistischen Frei­
heitskämpfer gerade durch ihre Aufklä­
rung über die faschistische Barbarei und 
durch ihr konsequentes Eintreten gegen 
rechtsextreme Provokationen, auch 
durch die FPÖ, wie wir es aus den ange­
führten Fällen nur allzu deutlich erken­
nen mußten, wichtige demokratische 
und gesellschaftspolitische Aufgaben in 
der Offentlichkeit und in unserer Partei 
nach wie vor erfüllen müssen. 

Rechtsextremist Herbert Schweiger 
vemrteilt 

Nach den für jeden Antifaschisten un­
glaublichen gerichtlichen Freisprüchen 
von Rechtsextremisten, die die Gaskam­
mern in den Konzentrationslagern leug­
neten - man denke nur an Walter 
Ochensberger oder an Heinz Kleinszig 
-, wurde nun Herbert Schweiger von 
einem Grazer Schwurgericht zu einer 
einjährigen Freiheitsstrafe wegen natio­
nalsozialistischer Wiederbetätigung ver-

urteilt. Vom Landesobmann des VdU­
Steiermark über FPÖ-Spitzenkandidat 
1956 in Graz bis zum Gründer der steiri­
schen NDP-Organisation entwickelte 
sich der rechtsextreme Weg des Herrn 
Schweiger. Herbert Schweiger wurde im 
Sommer 1989 wegen nationalsozialisti­
scher Wiederbetätigung verhaftet und im 
Jänner 1990 verurteilt. Nach dem Urteil 
überlegt Staatsanwalt Wolfgang Rotter, 

.-------------------------------. auch gegen den Anwalt Schweigers, 

� ,1,. • ,1,• Al D .W ,, Herbert Schaller, der auch Ochensber-
.. t1uai8,,/8ff ne„en 1,1/8 IW8U8 nBCll&'IJ ger verteidigte, vorzugehen. Dieser Ver-
n :,i ::I' ::J' teidiger meint, ,,daß höchstens 300.000 

Seminar am Samstag, 17. März 1990, 9 bis 17 Uhr Juden umgekommen wären, von indu-
Karl-Czernetz-Bildungszentrum, Wien 2, Praterstraße 25 strieller Massenvernichtung daher nicht 

Programm: mehr gesprochen werden könne", wie 
9.00 Uhr: Herbert Exenberger: es die AZ am 27. Jänner 1990 berichtete. 

,, Rechtsextremismus in Vergangenheit und Gegenwart" Jüngere Antifaschisten aus Mürzzu-
11.00 Uhr: Peter Lhotzky: schlag, die heute in Wien leben - Heimo 

,,Widerstand in Österreich von 1934 bis 1945" Gruber, Dr. Helmuth Greiner, Dr. Sieg-
12.30 Uhr: Mittagspause fried Mattl und Klaus Unterberger - ver-
14.00 Uhr: Dr: Ruth Contreras: faßten eine Aufklärungsschrift über Her-

„Politische Situation in Chile" bert Schweiger und verteilten sie an alle 
Ein Seminar der Wiener Bildung und des Jugendkontaktkomitees des Bundes So- Gemeinderäte der Stadt Mürzzuschlag,
zialistischer Freiheitskämpfer. dem Wirkungsort des Rechtsextremi­

L-------------------------------' sten Herbert Schweiger. 
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Opferfürsorge 
.Einkommensgrenzen ab 1. Jänner 1990 

Einige Leistungen der Opferfürsorge sind von der Höhe des Einkommens der Anspruchswerber abhängig. Bei Anspruchswer­
bern, die verheiratet sind oder in einer Lebensgemeinschaft leben, ist auch das Einkommen des Ehegatten (der Ehegattin) bzw. 
des Lebensgefährten (der Lebensgefährtin) zu berücksichtigen. 

Bezieher von Unterhaltsrenten, Teilunterhaltsrenten und Witwenbeihilfen werden ab 1. Jänner 1990 eine Erhöhung aller Ren­
tenleistungen und Zulagen aus der Opferfürsorge erhalten. 

Alle jene, deren Einkommen geringer ist als die erhöhte Unterhaltsrente (Witwenbeihilfe) haben nun Anspruch auf eine ent­
sprechende Teilunterhaltsrente oder Witwenbeihilfe. 

Eine Unterhaltsrente (Teilunterhaltsrente) kann demnach von alleinstehenden Opfern beansprucht werden, 
wenn oder insoweit ihr monatliches Nettoeinkommen geringer ist als ................................... S 8.030,-

0pfer (Inhaber einer Amtsbescheinigung), die verheiratet sind oder eine Lebensgefährtin (Lebensgefährten) ha-
ben, können eine Unterhaltsrente bzw. Teilunterhaltsrente beanspruchen, wenn ihr monatliches Nettoeinkomr:nen 
geringer ist als ............................................................................. S 10.162, -
Allerdings werden 3 0% des Nettoeinkommens der Ehegattin (des Ehegatten) bzw. Lebensgefährten (Lebensge-
fährtin) in Anrechnung gebracht. 
Hinterbliebene können eine Unterhaltsrente (Teilunterhaltsrente) beanspruchen, wenn ihr monatliches Einkom-
men geringer ist als .......................................................................... S 7.093,-

Hinterbliebene nach Inhabern einer Amtsbescheinigung, auf die die gesetzlichen Voraussetzungen für die Gewäh-
rung einer Unterhaltsrente (Teilunterhaltsrente) nicht zutreffen, haben Anspruch auf eine Beihilfe, wenn ihr monat-
liches Einkommen geringer ist als .............................................................. S 8.268,-

Die Beihilfe selbst kann höchstens nur betragen .................... · ............ · ................... S 7.093,-
mindestens jedoch S 70,-.

Die Einkommensgrenzen (Interne Richtlinien) für die Gewährung einer einmaligen Aushilfe aus dem Ausglejchstaxfond
betragen ab 1. 1. 1990

für alleinstehende Personen ................................................................. S 9.25 7,-
bei §hepa�ren_ (Lebensgefährten) ... : ......................................................... S 14.270, -
zusatzltch Je Kind ............................ .' ............................................ S 3.075, -

Die Einkommensgrenzen für übersatzungsmäßige Leistungen aus der Heilfürsorge gemäß § 12 Abs. 4 OFG betragen 
für alleinstehende Personen ................................................................. S 15.068, -
für Ehepaare (Lebensgefährten) .............................................................. S 18.9 7 0, -
zusätzlich je Kind .................. · ....................................................... S 3.16 2, -

(anspruchsberechtigt sind Amtsbescheinigungsinhaber sowie Personen, die eine Rentenleistung aus der Opferfürsorge bezie­
hen); Originalrechnungen und Nachweis über Bezahlung der Rechnung unbedingt erforderlich. Gilt auch für Kur- und Erholungs­
_aufenthalt. 
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Einmalige Aushilfe von S 2.500,- für Spitalsaufenthalt 

(mindestens 15 Tage durchgehend) kann innerhalb eines Jahres (es müssen bis zum nächsten Spitalsaufenthalt 12 Monate 
vergangen sein) an Opferausweis- oder Amtsbescheinigungsinhaber, auch an deren Ehegatten, gewährt werden. Einkom­
mensgrenzen wie bei Heilfürsorge. 

Kur- bzw. Erholungsaufenthalt 

ist in erster Linie bei der zuständigen Krankenkasse einzureichen, wenn eine Anweisung erfolgt, dann können Amtsbescheini­
gungsinhaber bei der zuständigen Landesregierung (Opferfürsorge) einen Zuschuß beantragen, dieser wird aber nur dann ge­
währt, wenn eine vorherige amtsärztliche Untersuchung diesen Kur- resp. Erholungsaufenthalt befürwortet hat. 
Bei Kur- bzw. Erholungsaufenthalt kann täglich ein Zuschuß von höchstens ............................. S 251, -
gewährt werden. 
Je Zahnkrone kann ein Zuschuß von .............................................................. S 1.256, -
gewährt werden. 
Einkommensgrenzen für Gewährung zinsenfreier Darlehen betragen 

für Einzelpersonen ......................................... .' .............................. S 12.00Ö, -
für Ehepaare (Lebensgefährten) ................................................................ S 18.000, -
zusätzlich je Kind ............................................................................ S 4.000, -

MdE 

3 0% 
4 0% 
5 0% 
6 0% 
7 0% 

8 0% 
9 0/100% 

Opferrente 

S 881,­
s 13 2 2,­
s 1763,­
S 2 2 04,­
S 2644·,­
S35 26,-
844 07,-

Opferrenten (Grundrenten) ab 1. 1. 1990 

ab 65. Lebensjahr 
zusätzliche Haftrente 

S412,­
S412,­
S412,­
S412,-
8412,­
S412 ,­
S412,-

insgesamt 

S 12 93,­
s 1734,­
S 2175,­
S 2616,­
S3 056,-

· S3 938,­
S4819,-

Der sozialistische Kämpfer 
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Alterszulage ................................................................................. s 181,-
Dieselbe wird an Opferre�tenbezieher ab. 50%, bei .Frauen ab dem 55. Lebensjahr, bei Männern ab dem 60. Lebensjahr gewährt.
Ab dem 65. LebensJahr wird dann an Bezieher ab einer 50prozentigen Opferrente die Alterserschwerniszulage zuerkannt, womit
die Alterszulage von monatlich S 181,- entfällt. 

Ab Vollendung des 

65. Lebensjahres 
70. Lebensjahres 
75. Lebensjahres 
80. Lebensjahres 

50v. H. 

S 197,­
s 400,­

, S 728,­
s 1058,-

Alterserschwerniszulage ab 1. 1. 1990 

Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdE) 
60v. H. 70v. H. 80v. H. 

S 330,- S 399,- S 529,-
s 659,- S 748,- S 882,-
s 991,- S 1103,- S 1234,-
s 1324,- S 1455,- S 1588,-

90/100v. H. 

S 660,­
s 1058,­
s 1367,­
s 1720,-

Versorgungsleistungen und Einkommensgrenzen ab 1. Jänner 1990 
Unterhaltsrente für Opfer (auch Meßbetrag bzw. Einkommensgrenzen) 
1. Alleinstehende .......................................................................... s 8.030,-
2. Verheiratete bzw. Lebensgefährten (Lebensgefährtin) ......................................... s 10.162,-
Erhöhung des Meßbetrages für jedes Kind, für das ein Erziehungsbeitrag gebührt ....................... S 349,-
Erziehungsbeitrag ........................................................................... S 698,-

Unterhaltsrente für Hinterbliebene (auch Meßbetrag bzw. Einkommensgrenze) ....................... s 7.093,-
7.093,-Beihilfen (für Witwen, Lebensgefährtinnen, Waisen, Witwer und Lebensgefährten) ........................ S 

Einkommensgrenze (Meßbetrag) 
für Beihilfen ................................................................................ s 8.268,-

70,-Mindeslbeihilfe ............................................................................. S 

Hinterbliebenenrente (Witwen, Lebensgefährtinnen, Waisen, Elternteile, Witwer und Lebensgefährten) ....... S 1.763,-
2.:,l27,-Elternpaarrente ............................ · ..... , ........................................... s 

Hilflosenzulage ....................... : .................................................... s 2.618,-
Diätzuschuß: 1. Stufe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . S 273, -

II. Stufe .................................................... S 553,-
111. Stufe .................................................... S 828,-

Sterbegeld: Höchstausmaß ........................................................... S 10.280,-
Mindestausmaß ........................ ." ................................. S 6.164,-
anrechenbar höchstens ..................................................... S 4.116, -

Wien: Ehmng von 
Widerstandskämpfem 

In Wien wurden wieder einige Ver­
kehrsflächen und Wohnhausanlagen. 
nach Widerstandskämpfern und Opfern 
des Faschismus benannt. Eine Ver­
kehrsfläche in Favoriten auf dem Wie­
nerberg·wird den Namen „Muriel-Gardi­
ner-Buttinger-Platz" führen. Muriel Gar­
diner Buttinger war eine amerikanische 
Psychoanalytikerin (1901-1985), die 
von 1934 bis 1939 eine wichtige Funk­
tion für die damals illegale Sozialdemo­
kratische Partei im Untergrund ausübte. 
Die städtische Wohnhausanlage in 19, 
Greinergasse 36, wird nach Edwin 
Schuster (1888-1942) benannt, der in 
der Ersten Republik Bildungsfunktionär 
der Bezirksorganisation Döbling der So­
zialdemokratischen Partei und. unter 
dem Faschismus Mitglied einer Wider­
standsgruppe der Eisenbahner war. Er 
ist im KZ Mauthausen umgekommen. 
Ebenfalls in Döbling, in der Grinzinger 
Allee 54, wird eine städtische Wohn­
hausanlage den Namen von Julius 
Deutsch (1884-1968) tragen. Er war 
Staatssekretär in der ersten Regierung 
der Ersten Republik, Organisator des 
Republikanischen Schutzbundes und 
Offizier der Internationalen Brigaden im 
Spanischen Bürgerkrieg. 

Der sozialistische Kämpfer 

Ehrengaben auch für Hintemliebene 
Nach langeren Bemühungen ist es uns gelungen zu erreichen, daß Ehrenga­

ben im Sinne der Bestimmungen des§ 1 Abs. 1 Ziff. 1 (höchstens S 5000, -) des 
Ehrengabe- und Hilfsfondsgesetzes, BGBI. 197/1988, auch folgenden Personen 
ausbezahlt werden können: 

1. an Hinterbliebene (Witwe/Witwer bzw. Lebensgefährtin/Lebensgefährte)
von Personen, denen zu Lebzeiten das Befreiungsehrenzeichen verliehen wor­
den ist, die aber infolge ihres Todes selbst nicht mehr die Ehrengabe beanspru­
chen konnten; 

2. an Personen, für die vor dem 31. 12. 1988 ein Antrag auf Verleihung des
Befreiungsehrenzeichens gestellt worden ist, denen aber erst nach diesem Stich­
tag das Befreiungsehrenzeichen verliehen worden ist. 

Personen, die schon selbst eine Ehrengabe gemäß§ 1 Abs. 1 Ziff. 2-5 des Ge­
setzes (Bezieher von Opfer-Renten, Hinterbliebenen-Renten, Inhaber von Amts­
bescheinigungen oder Opferausweisen) erhielten, bekommen nur die Differenz 
auf S 5000,-. 

Mitglieder, die glauben, einen Anspruch auf eine Ehrengabe zu haben, mögen 
sich schriftlich an uns wenden. Sie erhalten ein Antragsformular, das sie ausge­
füllt an uns senden mögen. Dieser Antrag wird dann von uns zur Auszahlung,der 
Ehrengabe weitergeleitet. 

Hugo Pepper -
70Jahre 

Unser Vorstandsmitglied Prof. Hugo 
Pepper feierte am 4. Februar seinen 
70. Geburtstag. Genosse Pepper stu­
dierte vor und nach dem Krieg Germani­
stik, Anglistik, Geschichte und Staats­
wissenschaft. Als Mittelschüler wurde er 
1938 wegen Geheimbündelei und Vor-

bereitung zum Hochverrat angeklagt. 
Bei Kriegsbeginn wurde er begnadigt, 
war zunächst wehrunwürdig, leistete 
dann Kriegsdienst und stieß zur militäri­
schen Widerstandsbewegung. Ab 1951 
war Genosse Pepper im gewerkschaftli­
chen Bildungswesen tätig, von 1962 bis 
1981 als Cheflektor des Europaverla­
ges. Von 1945 bis 1951 wirkte Hugo 
Pepper im Kabarett der Sozialistischen 

( Fortsetzung auf Seite 8) 
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Studenten „Der rote Hund" mit, mit des­
sen Programm der Jubilar auch heute 
noch die Lacher auf seiner Seite hat. Be­
sonders verdient machte sich Genosse 
Pepper als Redakteur der Otto-Bauer­
Werkausgabe. Daneben wirkte und wirkt 
er als Volksbildner, politischer Publizist 
und Rhetoriklehrer. Er ist Träger des 
Staatspreises für Geschichte der Arbei­
terbewegung. Der „Kämpfer" gratuliert 
sehr herzlich. 

Glückwünsche für 
Silles, Kmla, Pawlik 

Stefan Silles, Obmann des Landes 
fürverbandes Burgenland, feierte schon 
im Dezember 1989 seinen 80. Geburts­
tag. Er gehörte zu den ersten, die am 1. 
April 1938 in das KZ Dachau gebracht 
wurden. Prof. Willi Krula beging am 
31. Jänner seinen 80. Geburtstag. Er
war Obmann der SAJ in Mariahilf, nahm
an den Februarkämpfen 1934 aktiv teil
und arbeitete dann illegal. Nach 1945
wirkte er 24 Jahre lang als pädadogi­
scher Leiter der Bildungsheime Neu­
waldegg und Jägermayrhof. Der Ob­
mann des Landesverbandes Kärnten,
Hans Pawlik, feierte kürzlich seinen
75. Geburtstag. Genosse Pawlik lernte
den Berwf des Schriftsetzers und war 
maßgeblich am Aufbau der Gewerk­
schaft Druck und Papier in Kärnten be­
teiligt. Lange Jahre war er Landtagsab­
geordneter der SPÖ. Der „Kämpfer" gra­
tuliert den Jubilaren herzlich. 

Niederösteneich 
Jahreshauptversammlung. Am 10. 

Februar 1990 fand im Haus der Begeg­
nung Floridsdorf die Jahreshauptver­
sammlung der Sozialistischen Freiheits­
kämpfer Niederösterreichs statt. Mit 
tiefer Erschütterung nahmen die Dele­
gierten die Nachricht vom Tod des Ge­
nossen Josef Hindels zur Kenntnis. In 
seinem Bericht bezog sich Landesob­
mann Leo Lesjak auch auf die politische 
Entwicklung in Osteuropa und sagte: 
,,Uns Österreichern kann es nicht gleich­
gültig sein, wer in der CSSR und in Un­
garn das Sagen hat. Schon allein aus 
Solidarität zur arbeitenden Bevölkerung 
fühlen sich die österreichischen Soziali­
sten verpflichtet, der traditionsreichen 
tschechoslowakischen Sozialdemokra­
tie zu helfen. Wegen der knappen Zeit 
bis zu den Wahlen im kommenden Früh­
sommer müssen wir dies rasch tun. Da­
zu brauchen wir Hilfe auf allen Ebenen. 
Unser Einsatz für die Sozialdemokratie 
ist grenzenlos!" Auf Antrag des Landes­
vorstandes beschloß die Jahreshaupt­
versammlung, der tschechoslowaki­
schen Sozialdemokratie Bürowaren im 
Werte von 5000 Schilling zu spenden. 
Bei den Neuwahlen wurde Genosse Leo 
Lesjak als Obmann einstimmig wieder­
gewählt, als seine Stellvertreter wurden 
die Genossen Walter Faderny und 
Ewald Deutsch bestätigt. Das politische 
Referat hielt dann Genosse Hubert 
Pfoch, Präsident des Dokumentations­
zentrums des österreichischen Wider­
standes. 

Niederösteneich 
Josef Rohata t. Der Landesverband 

des Bundes Sozialistischer Freiheits­
kämpfer in Niederösterreich beklagt 
einen großen Verlust. Einer unserer 
treuesten Kampfgefährten ist für immer 
von uns gegangen. Obzwar schon lange 
von einer schweren Krankheit gezeich­
net, übte unser Freund bis zu seinem Le­
bensende zahlreiche Funktionen aus. 
Josef Rohata starb unerwartet am 
13. Dezember 1989 im 81. Lebensjahr.

. Alle, die ihn kannten, wissen, daß er
seinen großen Idealen treu geblieben ist.

Er verkörperte die Persönlichkeit eines 
sozialistischen Mandatars, der aus dem 
Volke kam und jederzeit mit dem Volk 
verbunden war. Bis ins hohe Alter war 
sein Kalender voll mit Terminen. Obzwar 
schon seit mehr als 15 Jahren in Pen­
sion, konnte bei ihm von einem echten 
Ruhestand keine Rede sein. 

In den Jahren 1934 bis 1938 wurde er 
als Freiheitskämpfer verfolgt und mehr­
mals inhaftiert. Unmittelbar nach Kriegs­
ende stellte er sich der wiedererstande­
nen Sozialdemokratie als Bezirkssekre­
tär zur Verfügung. In der Folgezeit war er 
als Stadtrat beim Aufbau seiner Hei­
matstadt Mödling und später auch als 
Landtagsabgeordneter tätig. Die Ge­
meinde dankte ihm mit der Auszeich­
nung als Ehrenbürger. 

In unserer Organisation bekleidete er 
lange Jahre hindurch die Funktionen des 
Bezirksgruppenobmannes, des Lan­
desobmannstellvertreters und eines Mit­
glieds des Bundesvorstandes. Ihm ge­
lang es, seinen Bezirk zum stärksten des 
Landes Niederösterreich zu machen. 
Seine Beharrlichkeit und seine Ratschlä­
ge werden uns künftig fehlen: Sein Tod 
hinterläßt eine große Lücke. 

Döbling 
Leopold Freiberger t. An der Ge­

denkfahrt in das ehemalige Konzentra­
tionslager Dachau im November 1989 
(siehe „Der Kämpfer" Nr. 11-12/1989) 
nahm Genosse Leopold Freiberger noch 
teil. Am 18. Dezember 1989 ist Genosse 
Freiberger im 77. Lebensjahr plötzlich 
und unerwartet gestorben. 

Schon in der Ersten Republik war Ge­
nosse Freiberger politisch verfolgt. Als 
der Faschismus die spanische Republik 
bedrohte, war sein Platz in den Reihen 
der lnternationalE;m Brigaden. In einer 
Maschinengewehrabteilung wirkte er bei 
der Verteidigung der Hauptstadt Madrid 
mit. Nach dem Ende der Kämpfe in Spa­
nien wurde Genosse Freiberger in 
Frankreich interniert, dort der Gestapo 
übergeben und in das Konzentrationsla­
ger Dachau eingeliefert. Erst mit dem 
Einmarsch der Alliierten in Deutschland 
schlug für ihn im Frühjahr 1945 die Stun­
de der Befreiung. 

Bis zu seinem.plötzlichen Tod war Ge­
nosse Freiberger in der Bezirksgruppen­
leitung Döbling unseres Bundes tätig. 
Am 29. Dezember 1989 nahm eine gro­
ße Trauergemeinde von ihm Abschied. 

Wir werden Genossen Freiberger nie-
mals vergessen. 

An unsere Leser! 
Redaktionsschluß für die Nummer 3/4 

ist der 31. März 1990. 
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Der sozialistische Kämpfer 


